Herausforderung nicht nur für die USA 
von Dr. Andrew B. Denison, Transatlantic Networks
Wenn Amerika jemals auf internationale Lastenteilung angewiesen war, dann jetzt in der Krise nach dem Hurrikan „Katrina“
 
Verwüstung durch Wasser, Verwüstung durch Abwasser, leidende Menschen, unzählige Leichen: Verheerende Zerstörung erstreckt sich über ein Gebiet so groß wie die Bundesrepublik. Es ist eine lokale und eine globale Katastrophe. 

Hautnah erleben wir, wie die Hypermacht des 21. Jahrhunderts USA über sich selbst stolpert. Grandioser Reichtum ist zerschmettert, Armut bleibt übrig, die Unterwelt schwemmt mit dem Treibgut hoch. Es gibt Zehntausende Flüchtlinge in den Vereinigten Staaten, vor allem Arme. „Katrina“ stößt das Land in ein neues Kapitel seiner Geschichte.
Der Infarkt schnürt die Hauptschlagader des amerikanischen Handels ab. New Orleans und der Mississippi haben Amerika reich gemacht. Jetzt fehlt dieser riesige Hafenkomplex. Die amerikanische Ernte steht kurz bevor, in die Welt gelangt sie durch Umschlagplätze in der Nähe von New Orleans. Über ein Drittel der amerikanischen Öl-Infrastruktur konzentriert sich am Golf von Mexiko. 
Dem Experten Daniel Yergin zufolge sind 10 Prozent der US-Raffineriekapazität für Benzin überschwemmt. Bohrinseln, Supertanker, Häfen sind beschädigt, ihr Personal in existenzieller Not. Ein Volltreffer zerrüttet die Weltwirtschaft. Die Globalisierung zeigt eine neue Facette. Verbunden und verwundbar, die „Eine Welt“ sieht, wie sehr das Lokale und das Globale einander bewegen.
Diesmal stecken keine Terroristen dahinter, doch die Zerstörung lässt ahnen, was der Menschheit bevorsteht. Eine moderne Gesellschaft wird mit einem Schlag ins Mittelalter zurückgeworfen. Alle werden in der Sintflut mitgerissen, man kann dabei zuschauen, wie schnell der soziale Friede auseinander bricht. 
Die Sicherheit der einen und die Sicherheit der anderen sind eng miteinander verwoben, gerade im Zeitalter des Individualismus, gerade im Land der unbegrenzten Möglichkeiten. Amerika sucht Sicherheit im Irak, in Afghanistan und in der Demokratisierung des Nahen Ostens. Die Sicherheit der eigenen Landsleute aber, vor allem derer, die von „Katrinas“ Wut getroffen wurden, löst sich in Chaos auf. Rette sich, wer kann – viele konnten nicht. 
Es fehlt an Rettungspersonal, ein guter Teil der örtlichen National-Guard-Einheiten und ihres Geräts ist im Irak. Staudämme um New Orleans wurden zu lange nicht repariert. Das Geld wurde anderswo dringender gebraucht. Der amerikanische Präsident kommt einmal mehr in Erklärungsnot.
Die von Armut geplagten schwarzen Menschen sind das Gesicht der amerikanischen Unterschicht. „Katrina“ wirft große politische und soziale Fragen auf: Wie gehen Amerikaner mit dieser unansehnlichen Kehrseite um? Bei Naturkatastrophen sind es die Schwachen, die Armen, die Alten, die Kinder, die immer am härtesten getroffen sind, in Amerika auch und ganz besonders die Schwarzen. Solidarität mit den Hunderttausenden neu verarmten Heimatlosen ist gefordert. Die Aufmerksamkeit der Amerikaner wendet sich nach innen. Zu Hause und in der Welt stehen George W. Bush und seine Politik vor einem Härtetest. 
Zwei Krisen vermengen sich: die eine am Mississippi, die andere am Tigris. Abgelenkt und erschöpft scheint die Supermacht. Für die Aufständischen im Irak ist das ein Segen. Sie hoffen, dass Uncle Sam als Papiertiger gedemütigt nach Hause hinkt. Schaffen es die Baathisten und Dschihadisten unter den Sunniten, Iraks neue Verfassung zu sabotieren, erlangen sie einen entscheidenden Sieg. 
„Katrina“ hat vermutlich Tausende getötet. Amerika braucht seine Helfer und sein Geld zu Hause, werden viele Amerikaner meinen. Eine „National Crisis“ titelt der Nachrichtensender ABC. Amerika ist jetzt mit sich selbst beschäftigt, hat für die Welt weniger übrig. 
Und die Welt muss sich fürchten vor dem Feuer im Nahen Osten und einer Rezession der wohlhabenden Volkswirtschaften. Schaut man hinter die Schlagzeilen, sieht man auch Abertausende Tote in der unterentwickelten Welt, wo jeder Anstieg der Ölpreise, jeder Anstieg der Getreidepreise mehr Hunger, mehr Seuchen und mehr Tod mit sich bringt. Eines könnte noch unangenehmer sein als die USA, die sich in der Welt einmischen: die USA, die dies nicht tun. 
Die menschlichen Tragödien prägen das nationale Bewusstsein in den USA. Die materiellen Verluste wiegen weniger schwer als die moralische Demütigung durch die Inkompetenz – von New Orleans über Crawford bis Washington – bei der Rettungsaktion und, viel schlimmer noch, die Scham, die mit einem so bildhaft bewiesenen Bruch der sozialen Solidarität einhergeht. 
Amerika ist verwundet. Wenn das Land jemals internationale Lastenteilung benötigt hat, dann jetzt. Wenn Europa jemals aufgefordert war, seinen Anteil am atlantischen und globalen Geflecht zu übernehmen, dann jetzt. Bei der Überwindung der vielschichtigen Verwüstungen sind nicht nur Amerikaner gefragt. 
Moralische Unterstützung, Ermutigung und Ermunterung, dies geht schon weit im Medienzeitalter. Ein neuer Duktus des deutschen Diskurses über Amerika wäre hilfreich. Ein bisschen mehr Höflichkeit, ein bisschen weniger Spott. Dazu ein Hauch von Bescheidenheit, denn keiner kennt den Königsweg. In der Zusammenarbeit zwischen Amerika und Deutschland ist sicher ein gemeinsamer Weg zu finden.
Dialog ist wichtig, direkte Hilfe und Geld zählen aber auch – ob im amerikanischen Süden mit Trinkwasseranlagen oder in Europas sehr nahem Osten mit Entwicklungshelfern und Bundeswehrsoldaten. Transatlantische Solidarität, auch eingeschränkte, ist nötig. An Mississippi und Tigris stehen die Amerikaner vor enormen Herausforderungen. Die Europäer auch. 
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